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1. Fragestellung und Ziel 
Deutschland hat als einer der ersten Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Jahr 2012 mit 
dem Deutschen Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) ein nationales Programm für Res-
sourceneffizienz (RE) verabschiedet (EEA 2016g, 42). Die Strategie sollte insbesondere dazu 
beitragen, das in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie von 2002 gesteckte Ziel einer Ver-
dopplung der Rohstoffproduktivität bis zum Jahr 2020 gegenüber 1994 zu erreichen. In der 
jüngsten Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie ist der Zielhorizont auf 2030 erweitert 
und der Indikator auf die Gesamtrohstoffproduktivität, d.h. unter Einbezug der zur Herstellung 
von importierten Gütern im Ausland verursachten Materialmengen. Nunmehr ist es das Ziel 
der Bundesregierung diesen Indikator kontinuierlich zu verbessern. Unter Zugrundelegung der 
bisherigen jährlichen Verbesserung von 1,5% würde dies auf eine Steigerung der Gesamtroh-
stoffproduktivität um 30% bis 2030 bedeuten.  
Die für Unternehmen und Konsumenten marktvermittelten Anreize alleine reichen nicht aus 
um die Potentiale zur Verbesserung der Ressourceneffizienz zu realisieren, sei es, weil Kosten 
der Materialnutzung externalisiert werden können, Anreize zur Entwicklung und Nutzung von 
ressourceneffizienten Innovationen fehlen, Kosten und Nutzen von Materialeinsparungen in 
der Wertschöpfungskette auf unterschiedliche Akteure verteilt sind, usw. (Jacob et al. 2015). 
Vor diesem Hintergrund sind ressourcenpolitische Instrumente erforderlich um entsprechende 
Anreize zu vermitteln und die gesteckten Ziele zu erreichen.  
Im Rahmen dieser Vertiefungsanalyse soll untersucht werden, welche Instrumente mit res-
sourcenpolitischer Wirkung in anderen Mitgliedsstaaten (MS) der Europäischen Union (EU) 
genutzt werden, die bisher in Deutschland noch keine Anwendung finden. Der Fokus dieses 
Papiers liegt dabei auf konkreten Politikinstrumenten, die einen Bezug zu den in ProgRess 
behandelten Ressourcen aufweisen (BMUB 2016, 36). Auch wenn nicht alle der betrachteten 
Politikinstrumente in den anderen EU MS primär mit ressourcenpolitischer Motivation 
eingeführt worden sein dürften, entfalten sie eine ressourcenpolitische Wirkung. Von beson-
derem Interesse sind dabei innovative Politikansätze, von welchen hohe Potenziale zur Stei-
gerung von Ressourceneffizienz erwartet werden können. Dabei werden – in Anlehnung an 
die entsprechenden Handlungsfelder in ProgRess vornehmlich die folgenden Aspekte adres-
siert: (1) die Gewinnung und Nutzung von Rohstoffen, (2) Materialeffizienz in der Produktion 
und in Produkten, (3) die Verlängerung der Lebensdauer von Produkten und (4) die Verwen-
dung von Sekundärmaterialien. 
Um entsprechende Instrumente aus der Gesamtheit aller ressourcenpolitischen Instrumente 
in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zu identifizieren, werden drei zentrale Daten-
quellen (EEA 2016g; IEEP 2014; OECD 2016c) herangezogen. Auf dieser Grundlage wird in 
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Abschnitt 2.1 zunächst eine Übersicht der für Deutschland potenziell relevanten ressourcen-
politischen Instrumente präsentiert, anhand wesentlicher Instrumentenklassen („large N“- 
Übersicht). Anschließend werden in 2.2 einige ressourcenpolitische Schwerpunktsetzungen 
ausgewählter Länder mit ihren konkreten Instrumenten vorgestellt. Anschließend wird in Ab-
schnitt 3 eine vertiefte Analyse der für Deutschland als besonders relevant eingeschätzten 
ressourcenpolitischen Instrumentengruppen vorgenommen. Anhand der herausgearbeiteten 
Wirkungsmechanismen und Rahmenbedingungen der einzelnen Instrumente wird im Fazit die 
Übertragbarkeit für die deutsche Ressourcenpolitik abgeschätzt. 
2. Bevorzugte RE Instrumentenklassen in den anderen EU Mit-
gliedstaaten 
2.1. Analyse nach Instrumentenklassen 
Um nach o.g. Gesichtspunkten (d.h. Abdeckung der ProgRess Materialien, vermutlich hohe 
Potentiale und noch nicht in Deutschland eingeführt) relevante ressourcenpolitischen Instru-
mente der MS zu identifizieren, wurden folgende Quellen herangezogen: (1) Der Datensatz 
„Database On Policy Instruments For The Environment“ der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD, 2016), der Datensatz (2) „Environmental Tax Re-
form in Europe“ des Institute for European Environmental Policy (IEEP 2014) sowie (3) die 
Veröffentlichung der europäischen Umweltagentur „More From Less — Material Resource Effi-
ciency In Europe“ (EEA 2016g) inklusive der zugehörigen Länderreports1. Diese Datenquellen 
wurden zusätzlich um zugehörigen wissenschaftlichen sowie grauen Literatur ergänzt bzw. 
gegengeprüft. Bei der Auswertung wurde deutlich, dass die verschiedenen Daten- und Litera-
turquellen in vielen Fällen unterschiedliche Abdeckungsgrade sowie verschiedene Definitio-
nen und Abgrenzungen verwenden und somit komplementär genutzt werden sollten. Aus den 
drei Datensätzen wurden rund 160 Instrumente identifiziert, die sich auf die in ProgRess ab-
gedeckten Materialströme beziehen und augenscheinlich nicht in Deutschland zur Anwendung 
kommen2. 
Anhand der Gesamtheit der nach oben genannten Kriterien getroffenen Instrumentenauswahl 
lassen sich fünf wesentliche Instrumentenklassen unterscheiden:  
1) Belastende ökonomische Anreize (bspw. Steuern, Beiträge, Gebühren) 
2) Belohnende ökonomische Anreize (bspw. Steuerermäßigungen, Subventionen) 
                                               
1 Der OECD sowie der IEEP Datensatz lassen aufgrund ihrer Tabellenstruktur keine Zitationen mit Seitenzahlen 
zu. 
2 Die gesamte Auswertungstabelle ist auf Anfrage bei den Autoren erhältlich. 
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3) Ordnungsrechtliche Instrumente (bspw. gesetzliche Regelungen, Verordnungen) 
4) Freiwillige Selbstverpflichtungen (bspw. zwischen Verwaltung und Unternehmen) 
5) Informationsinstrumente (bspw. Umweltlabels, Ressourceneffizienzkampagnen für Un-
ternehmen, Politikevaluationen) 
Die Instrumente sind in einigen Fällen nicht exakt trennscharf der einen oder anderen Klasse 
zuzuordnen, sondern können Aspekte verschiedener Instrumentenklassen vereinen, was bei 
entsprechenden Instrumenten in der näheren Betrachtung aufgezeigt wird.  
Dennoch lässt sich sagen, dass der Schwerpunkt der ermittelten rund 160 Instrumente klar 
auf belastenden ökonomischen Anreizen liegt (ca. 70%). Die restlichen ungefähr 30% verteilen 
sich auf belohnende ökonomische Anreize (ca. 12%), Ordnungsrecht (ca. 8%), Informations-
instrumente (ca. 8%), sowie freiwillige Selbstverpflichtungen (ca. 2%). Bei diesem Befund ist 
zu beachten, dass dies auch ein Ergebnis der Suchstrategie ist: Es wurden gerade solche 
Instrumente gesucht, die in Deutschland noch keine Anwendung gefunden haben (innovativer 
Charakter). In Deutschland gibt es zahlreiche informationsbasierte und belohnende Instru-
mente, daher ist in diesen Feldern wenig Innovation aus anderen Ländern zu erwarten. Der 
Befund zeigt allerdings auch, dass regulative Instrumente auch in anderen Staaten selten zur 
Anwendung kommen. Dagegen sind Instrumente, die belastende ökonomische Anreize set-
zen weit verbreitet und finden sich ausnahmslos in allen anderen MS. Dabei handelt es sich 
vornehmlich um Abgaben auf verschiedene Baustoffe, Verpackungsabgaben, Steuern auf 
Müllverbrennung oder RE bezogene Produktabgaben, beispielsweise auf Informations- und 
Kommunikationstechnologie (IKT). 
In einigen Fällen setzen MS auch belohnende ökonomische Anreize für Ressourceneffizi-
enz: beispielweise in Form eines Pfandsystems für ausrangierte Autos von mehr als 200€ pro 
Stück in Dänemark (OECD 2016), staatliche Subventionen für lokale RE Netzwerke in Irland 
(EEA 2016g) oder über Steuervergünstigungen in Frankreich auf bestimmte umweltfreundli-
che Haushaltsgeräte (OECD 2016).  
Ordnungsrecht für RE findet nur vereinzelt Anwendung in den MS. So besteht beispielweise 
in Flandern (Belgien) eine erweiterte Produzentenverantwortung (Extended Producer Respon-
sibility, EPR) für unter anderem Papier, Fahrzeuge, Reifen und IKT, welches Produzentinnen 
und Produzenten verpflichtet, kostenfreie Rücknahmesysteme für ihre Produkte bereitzustel-
len (Clercq & Bracke 2005; OECD 2016c). Zu Umsetzung dieser EPR Regulierung kommen 
wiederum freiwillige Selbstverpflichtungen (FSV) mit Branchenverbänden zum Einsatz, welche 
der rechtlichen Verpflichtung kollektiv nachkommen. Hieran wird deutlich, wie ein Instrument 
Merkmale verschiedener Instrumentenklassen vereinen kann. Des Weiteren ist beispielsweise 
in Bulgarien die Verwertung von Bauschutt, sowie die Verwendung recycelter Baustoffe ord-
nungsrechtlich geregelt (EEA 2016g) und in Frankreich findet sich ein Gesetz zur Verlänge-
rung der Nutzungsspanne von Produkten (EEA 2016g; Rreuse 2015). 
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Freiwillige Selbstverpflichtungen finden sich nur vereinzelt, mitunter in Kombination mit be-
lohnenden Anreizen, beispielweise in Lettland, wo Produzenten aus der landesweiten Res-
sourcensteuer ausgenommen werden können, wenn sie für die Müllsammlung und -verwer-
tung selbst aufkommen (EEA 2016g). Gleichzeitig müssen sie dabei Wiederherstellungs- und 
Recyclingquoten erfüllen. In Frankreich und Großbritannien existieren ökologisch motivierte 
freiwillige Selbstverpflichtungen verschiedener Wirtschaftssektoren, die unter anderem eine 
Steigerung von Material- und Rohstoffeffizienz vorsehen (OECD 2016c).  
Die Fallzahl an innovativen Informationsinstrumenten für RE in der getroffenen Auswahl ist 
nicht zuletzt dadurch gering, dass Informationsansätze in Deutschland bereits recht breit ge-
nutzt werden. Informationsinstrumente, die für die deutsche Ressourcenpolitik als Inspiration 
dienen könnten, sind beispielweise in Schottland und den Niederlanden (EEA 2016g) zu finden. 
In Schottland existiert ein „Ressource Efficient Scotland“ Programm, welches als zentrale An-
laufstelle für Informationen zu unter anderem Materialeffizienz und auch finanzielle Unterstüt-
zung zur Verfügung steht (Scottish Government 2013). Auch hier zeigt sich die Überlappung 
eines Instrumentes mit Merkmalen zweier Instrumentenklassen, nämlich Information und be-
lohnender ökonomischer Anreiz. Die niederländische Regierung verfolgt außerdem mehrere 
Informationsinstrumente zur Förderung einer Kreislaufwirtschaft (EEA 2016g). Zentral ist das 
Programm „Netherlands Circulair“, in welchem Rahmen Bildungsprogramme und öffentlich-
keitwirksame Informationskampagnen stattfinden sowie außerdem Ressourcenströme nach 
ihren Handlungsbedarfen und -potenzialen priorisiert wurden (EEA 2016g; Umweltministerium 
NL 2017). Bei der Priorisierung kritischer Ressourcenströme finden sich eine Reihe von Fel-
dern, die auch in ProgRess abgedeckt sind, wie beispielsweise Elektro- und Elektronik-Altge-
räte (WEEE), End-of-Life Vehicles (ELV), Plastik und Verpackungen. 
2.2. Analyse nach Länderprofilen  
Wie oben beschrieben, handelt es sich bei der deutlichen Mehrheit aller betrachteten RE In-
strumente in den EU MS um belastende ökonomische Anreize, die ressourcenintensives Wirt-
schaften ökonomisch unattraktiver gestalten. Entsprechende Instrumente sind in allen MS zu 
finden. Über diese generelle Tendenz hinaus lassen sich jedoch länderspezifische Schwer-
punktsetzungen herausarbeiten, besonders hinsichtlich der verwendeten Policy-Mixe. Es geht 
darum Schwerpunkte zu illustrieren, welche sich von dem hiesigen Politikansatz unterschie-
den, der maßgeblich auf Informations- und Förderinstrumenten basiert, die sich an die Wirt-
schaft richten. Entsprechende Instrumente lassen sich auch in anderen MS auffinden, an die-
ser Stelle gehen wir kurz auf drei Länderbeispiele ein, anhand welcher andere Schwerpunkt-
setzungen in der RE Politikgestaltung deutlich werden. 
So verfolgt Portugal einen strikt über verschiedene belastende ökonomische Anreize gere-
gelte Steuerung der Ressourcenpolitik. Im Rahmen der 2015 verabschiedeten ökologischen 
Steuerreform wurden untere anderem die effiziente Ressourcennutzung, beispielweise durch 
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eine Abgabe auf Plastiktüten, sowie nachhaltigere Produktionsweisen angereizt (EEA 2016g, 
76; OECD 2016c). Darüber hinaus bestanden auch schon vor der Reform verschiedene Ab-
gaben, wenn IKT, Fahrzeuge, Autoreifen oder Verpackungen auf den Markt gebracht werden 
(IEEP 2014; OECD 2016c). Des Weiteren gibt es in Portugal eine Steuer auf Müllverbrennung, 
welche zusätzlich das Potenzial birgt, den Umgang mit Ressourcen in Richtung der ressour-
censchonenden Spitze der Abfallhierarchie zu verschieben. 
Im Kontrast zu Portugal (und anderen MS mit Schwerpunkt belastender ökonomischer Anreize) 
liegt ein deutlich breiter angelegter Policy-Mix in Frankreich und den Niederlanden vor. Frank-
reich verwendet dabei eine Mischung aller Instrumentenklassen, inklusive Steuern auf Bau-
stoffe, ordnungsrechtliche EPR, Steuererleichterungen auf umweltfreundliche Haushaltspro-
dukte, freiwillige Selbstverpflichtungen verschiedener Wirtschaftssektoren sowie Informations-
ansätze über Ökobilanzierungen und Eco-Labels (EEA 2016g; IEEP 2014; OECD 2016c).  
Auch in den Niederlanden finden sich fast alle Instrumentenklassen, außer freiwilligen Selbst-
verpflichtungen. Dabei stehen Informationsinstrumente hinsichtlich der schieren Anzahl im 
Vordergrund (s.o.), neben beispielweise Abgaben auf Hausmüll (IEEP 2014), Steuererleichte-
rungen für Investitionen in umweltverträgliche Technologien (OECD 2016c) oder ordnungs-
rechtlicher EPR im Bereich Verpackung, WEEE, ELV, Reifen und Glas (EEA 2016g).  
Anhand dieser überblicksartigen Betrachtung der Gesamtheit an RE Instrumenten in 2.1 und 
2.2 wird deutlich, dass in den anderen EU MS eine Vielzahl an relevanten Politikinspirationen 
für die Ausgestaltung und Umsetzung der deutschen Ressourcenpolitik bestehen.  
3. Vertiefte Analyse besonders relevanter Instrumentengruppen 
In diesem Abschnitt werden einzelne Instrumentengruppen näher betrachtet, von welchen ein 
hohes RE Potential erwartet werden kann. Die Instrumentengruppen und ihre konkreten Län-
derbeispiele werden anhand bestehender Literatur auf Beispiele guter Praxis hin untersucht, 
wobei Wirkungsweise, Effektivität, Effizienz und politische Rahmenbedingungen Berücksichti-
gung finden. Abschließend wird im Fazit eine erste Abschätzung hinsichtlich der Übertragbar-
keit für die deutsche RE Politik präsentiert. 
3.1. Abgaben für den Abbau von Primärbaustoffen 
Abgaben im Allgemeinen können von staatlicher Seite in Form von Steuern, Gebühren oder 
Beiträgen erhoben werden. Der wesentlichste Unterschied hierbei ist die Knüpfung an eine 
konkrete Gegenleistung der Abgabe: Steuern dürfen ausdrücklich keine Gegenleistung für 
eine besondere Leistung sein, wohingegen Gebühren und Beiträge für die Inanspruchnahme 
einer konkreten Leistung erhoben werden. Gebühren und Beiträge unterschieden sich wiede-
rum in der tatsächlichen bzw. möglichen Inanspruchnahme. Im Folgenden werden Gebühren 
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und Beiträge als äquivalent betrachtet, wie auch im OECD 2016 Datensatz verfahren wurde 
(OECD 2016b, 3). 
In Deutschland finden sich gegenwärtig keine bundesweiten Abgaben auf den Abbau von Pri-
märbaustoffen. Jedoch wird in einigen Bundesländern vereinzelt eine Feldes- und Förderab-
gabe auf Kies und Sand erhoben, allerdings nur in den ostdeutschen Bundesländern sowie 
von den Ländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein auf den Abbau von Meeresgrundkies 
(Bahn-Walkowiak et al. 2012, 19; Ludewig & Meyer 2012, 7). 
Demgegenüber gibt es zahlreiche Beispiele für Abgaben auf den Abbau von Baustoffen in 
anderen europäischen Mitgliedsstaaten (Bahn-Walkowiak & Steger 2015, 601f.; EEA 2016g; 
Hogg et al. 2016a, 2016b; IEEP 2014; OECD 2016c; Speck et al. 2001). In Tabelle 1 (siehe 
Anhang) sind die europäischen Beispiele mit verschiedenen wesentlichen Eigenschaften zu-
sammengetragen. Die meisten Primärbaustoffabgaben wurden in den 1990er Jahren einge-
führt, unterscheiden sich aber deutlich zum Beispiel hinsichtlich der erfassten Stoffe, Abga-
benhöhe oder Verwaltungsinstanz. Nationale Baustoffabgaben gibt es in folgenden 15 EU MS:  
• Bulgarien  
• Dänemark  
• Estland 
• Finnland 
• Frankreich  
• Kroatien 









Unter den europäischen Beispielen für Primärbaustoffabgaben finden sich deutlich Unter-
schiede in den ökologischen Ambitionsniveaus, hinsichtlich erfasster Stoffe sowie Abgaben-
höhe. Dies lässt sich mitunter auf in vielen Fällen fehlende quantitative Zielsetzungen und 
Zeitrahmen zur Zielerreichung zurückführen (Bahn-Walkowiak & Steger 2015, 601). Dabei 
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kann gemutmaßt werden, dass eher die Sicherung von Einnahmen für die öffentlichen Haus-
halte als ökonomische Anreizsetzung für umweltverträglichere Wirtschaftsweisen bei der Po-
litikgestaltung im Vordergrund standen. 
Es lassen sich aber mindestens drei Beispiele ausmachen, in welchen Primärbaustoffabgaben 
von substanziellem Umfang erhoben werden und wo eine verringerte oder substituierende 
Ressourcennutzung angereizt werden sollte und konnte: Dänemark, Schweden und Großbri-
tannien (Bahn-Walkowiak et al. 2012; Söderholm 2011). In allen drei Fällen wurden die Abga-
ben angesichts der Knappheit bestimmter Rohstoffe eingeführt. In Schweden sollte der Kie-
sabbau reduziert werden, im Großbritannien der Abbau von Gesteinskörnung insgesamt und 
in Dänemark sollten Recyclingbaumaterialien vermehrt Verwendung finden. 
Die Primärbaustoffsteuer in Dänemark in Höhe von 0.67 €/m3 wird sowohl auf im Inland abge-
baute Rohstoffe sowie importiertes Material erhoben. Für Export sowie Importe von Primär-
rohstoffen und Waren mit Rohstoffanteil wird ein entsprechender Grenzsteuerausgleich durch-
geführt. Seit der Einführung der Abgabe in Dänemark hat die Menge der abgebauten Rohstoffe 
deutlich abgenommen und die Recyclingquote von Bauabfällen sich fast verzehnfacht 
(Ludewig & Meyer 2012, 5). Die genaue Ursächlichkeit der Abgabe zu bewerten fällt jedoch 
schwer, da parallel eine Steuer auf die Deponierung von Abfällen und ordnungsrechtliche Re-
cyclingvorgaben eingeführt wurden. 
Sechs Jahre nach der dänischen Primärbaustoffsteuer wurde 1996 eine ähnliche Steuer in 
Schweden eingeführt, jedoch speziell auf den Abbau von inländischem Kies, Sand und Bruch-
stein. Die Steuer wurde schrittweise erhöht und beläuft sich aktuell auf 1,73 €/t, wobei Importe 
sowie Exporte gleichermaßen besteuert werden. Die Möglichkeit der Rückerstattung für Ex-
porteure, wie beispielsweise in Dänemark, ist nicht gegeben (Ecotec et al. 2001, 205). In Folge 
der Steuer konnte die Entnahme von Kies mehr als halbiert werden (Söderholm 2011, 16). 
Wie auch im dänischen Fall, kann die Ursächlichkeit der Reduktion nicht ausschließlich der 
Abgabe zugerechnet werden, sondern steht in Wechselwirkung mit anderen Maßnahmen, wie 
öffentliche Vergabevorgaben hinsichtlich Ressourceneffizienz und restriktiverer Abbauflä-
chengenehmigungen (Ludewig & Meyer 2012, 6). 
Die höchste Steuer auf den Abbau von Primärbaustoffen erhebt Großbritannien seit 2002 mit 
aktuell 2,30 €/t nach schrittweiser Erhöhung. Dies entspricht etwa 20% des Preises der be-
steuerten Rohstoffe. Auf diesem Weg sollen externalisierte Umweltkosten eingepreist werden 
und Recyclingmaterial begünstig werden. Ein Steuergrenzausgleich wird vollzogen. Wie in den 
anderen beiden ökologisch erfolgreicheren Beispielen von Primärbaustoffabgabe in den EU 
MS, wirkt auch die britische Abgabe im Zusammenspiel mit anderen Instrumenten, beispiel-
weise einer Deponiesteuer. Jedoch konnte nach ihrer Einführung ein deutlicher Rückgang der 
Baustoffentnahme sowie eine sehr hohe Recyclingmaterialquote als Betonbeimischung ver-
zeichnet werden (Ludewig & Meyer 2012, 6). Die britische „Aggregates Levy“ enthält eine 
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Reihe von Ausnahmen, um Materialien die keine zentralen Primärbaustoffe darstellen, zu um-
gehen. Die Europäische Kommission hat kürzlich einige dieser Ausnahmen auf unrechtmä-
ßige staatliche Beihilfe untersucht und kam 2015 zu dem Schluss, dass die Ausnahmerege-
lungen für Schiefergesteinskörnung wettbewerbsrechtswidrig ist (Hogg et al. 2016b, 687). In 
Folge dessen wurde die britische Primärbaustoffabgabe entsprechend überarbeitet. 
Eine umfassende Studie zu ökologischen Steuerreformpotenzialen in den EU MS im Auftrag 
der Europäischen Kommission kommt zu dem Ergebnis, dass die britische Abgabe als beste 
Praxis gewertet werden kann und eine ähnliche Abgabe in den EU MS implementiert werden 
sollte (Hogg et al. 2016a, 36).  
3.2. Abgaben auf Verpackungsmaterial 
Verschiedene Formen von Abgaben auf Verpackungsmaterial (teilweise inklusive Einwegein-
kauftüten) finden sich in nahezu allen EU MS (EEA 2016g; Hogg et al. 2016a; IEEP 2014; 
OECD 2016c; Watkins et al. 2017, 15). Die Ausgestaltung der verschiedenen Verpackungs-
abgaben unterscheidet sich deutlich, beispielweise hinsichtlich der Abgabeform, der erfassten 
Stoffe sowie der Abgabehöhe. Außerdem ist zu erwähnen, dass viele der Abgaben auf Ver-
packungsmaterial gleichzeitig Teil eines EPR Systems sind, welche als nationale Umsetzung 
der EU Verpackungen und Verpackungsabfälle Richtlinie implementiert wurden (Cahill et al. 
2011; Hogg et al. 2016b, 28; Watkins et al. 2017). Beispielweise in Litauen und Finnland wird 
die Verzahnung der nationalen Verpackungsteuer mit dem dort vorhanden EPR System deut-
lich: Hier wird ein verringerter bzw. kein Steuersatz erhoben, wenn der Hersteller Mitglied im 
lokalen EPR ist (Ettlinger 2017; Hogg et al. 2016b, 28). In Litauen muss dazu der Hersteller 
im Rahmen der EPR eine Verpackungsentsorgungsgebühr entrichten und in Finnland werden 
Importeure von Produkten mit Getränkeverpackungsmaterial von der Verpackungssteuer aus-
genommen, wenn sie Teil eines Pfandsystems sind. 
In der Mehrzahl der Verpackungsabgaben in den EU MS handelt es sich um Gebühren oder 
Beiträge, welche lediglich die Kosten der Entsorgung bzw. des Recyclings decken (Hogg et al. 
2016a, 29). So wird auch in Deutschland im Rahmen des Dualen System Deutschland lediglich 
eine geringe Entsorgungsgebühr auf Plastikverpackungen, Getränkekartons und einige wei-
tere Verpackungsmaterialen erhoben (Watkins et al. 2017, 15). Dabei werden Externalitäten, 
wie beispielweise THG Emissionen in der Produktion, Ressourcenverbrauch oder unsachge-
mäße Entsorgung nicht eingepreist und somit keine Vermeidung von Verpackung angereizt. 
Verpackungssteuern wiederum finden sich in Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, Finnland, 
Kroatien, Lettland, Malta, Niederlande, Rumänien, Slowenien, jedoch meist mit geringer Ab-
gabehöhe (Watkins et al. 2017, 17).  
Sowohl die europäischen Beispiele von Verpackungsgebühren und –beiträgen sowie Verpa-
ckungssteuern werden meistens bei der Herstellung erhoben, gemessen an der auf den Markt 
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gebrachten Menge unterschiedlicher Verpackungsmaterialien. Als Beispiel guter umweltpoliti-
scher Praxis wird in der Literatur häufig auf den Fall Dänemark verwiesen, wo eine Verpa-
ckungssteuer bereits 1978 eingeführt und seitdem vielfach überarbeitet wurde (Hogg et al. 
2016b, 29). Sie sollte die mit Verpackungsmaterial verbundenen Umweltexternalitäten einprei-
sen und dadurch Abfallvermeidung, höhere Recyclingquoten sowie verminderte Umweltein-
flüsse der Verpackungen anreizen. Dazu wurden verschiedene Steuersätze für unterschiedli-
che Materialgruppen nach Gewicht festgesetzt: höhere für Materialien wie Aluminium 
(4,46€/kg) oder Plastik (1,04-1,74€/kg) und niedrigere für beispielweise Papier und Kartonage 
(0,07-0,13€/kg) (gesamte Liste bei Hogg et al. 2016b, 31). Jedoch wurde die gewichts-basierte 
Verpackungssteuer 2014 aufgrund hoher administrativer Kosten für die betroffenen Unterneh-
men abgeschafft (Bragadóttir et al. 2014, 46). 
Dennoch kommt die umfassende Studie zu ökologischen Steuerreformpotenzialen in den EU 
MS im Auftrag der Europäischen Kommission zu dem Ergebnis, dass eine Verpackungssteuer 
ähnlich dem dänischen Vorbild in den EU MS eingeführt werden sollte (Hogg et al. 2016a, 29). 
Die Steuersätze sollten dabei die CO2-Emmission bei der Verbrennung der Materialien wider-
spiegeln, was zu deutlich höheren Steuersätzen als im dänischen Beispiel führen würde. 
Ebenso wird eine Steuer auf Einwegeinkauftüten (ungefähr 0,10€/Stück, inflations- und kauf-
kraftparitätsbereinigt) empfohlen, welche in ähnlicher Form bereits in einer Reihe von EU MS 
Anwendung findet. Besonders in Frankreich, Dänemark und Irland konnte auf diesem Weg die 
Nutzung von Einwegeinkauftüten deutlich reduziert werden (Hogg et al. 2016b, 36f.; Withana 
et al. 2014). Neben dem relativ kleinen Anteil an CO2 Emissionen durch Einwegeinkaufstüten, 
würde diese Steuer vor allem der drastischen Belastung aquatische Ökosysteme durch Ein-
wegeinkauftüten Rechnung tragen (Hogg et al. 2016b, 36). 
3.3. Abgaben auf elektrische und elektronische Geräte 
Auch unterschiedliche Formen von Abgaben auf elektrische und elektronische Geräte (EEE) 
finden sich in einer Vielzahl der EU MS. In Deutschland wird beispielweise im Rahmen des 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz, welches die EU Richtlinie über Elektro- und Elektronik-
Altgeräte in nationales Recht umsetzt, eine Gebühr für das Recycling und Entsorgen von 
Elektro- und Elektronik-Altgeräte (WEEE) erhoben (Elektrogesetz 2017). Weitere WEEE Ab-
gaben finden sich in Dänemark, Finnland, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Malta, 
Österreich, Polen, Portugal, Slowakei, Slowenien, Schweden, Tschechien, Ungarn und Zypern 
(EEA 2016g; Hogg et al. 2016b; IEEP 2014; OECD 2016c). Viele dieser EEE Abgaben sind 
Teil von EPR Systemen und gehen im Wesentlichen nicht über die Mindestanforderungen der 
EU WEEE Richtlinien hinaus (Cahill et al. 2011; Román 2012).  
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Vor diesem Hintergrund ist die Deponierung oder Verbrennung deutlich häufiger das Ergebnis 
der nationalen Umsetzung der WEEE Richtlinie, als ökologische Produktinnovationen mit bei-
spielweise längeren Lebenszeiten sowie vereinfachter Reparier- und Wiederverwertbarkeit 
(Román 2012, 503–7). Dies gilt insbesondere für die nicht EU15 MS.  
Demgegenüber können Schweden und Dänemark als EU MS Beispiele guter (W)EEE Praxis 
angesehen werden (Bragadóttir et al. 2014; Román 2012; Watkins et al. 2012). Beide MS 
hatten bereits nationale WEEE Systeme implementiert, bevor die EU WEEE Richtlinie 2002 in 
Kraft trat. Die auf EEE Produkte erhobenen Umweltsteuern waren dadurch bereits bekannt 
und weitgehend akzeptiert als Umsetzung des Verursacherprinzips. Zusätzlich wird eine kom-
munale Müllverwertungsabgabe erhoben, welche die sachgerechte Entsorgung gewährleistet. 
Diese Doppelabgabe, welche EEE Konsumenten aufbringen müssen, gemeinsam mit steigen-
den Deponie- und Müllverbrennungsabgaben sowie anspruchsvolleren Emissionsvorgaben 
der Deponierung und Verbrennung, können als erfolgreicher Policy Mix gewertet werden 
(Román 2012, 518). Auf diesem Weg können WEEE zu höheren Stufen der Abfallpyramide 
bewegt werden und außerdem ökologische Produktinnovationen hin zur gänzlichen Abfallver-
meidung verstärkt angereizt werden. 
Die Abgaben werden europaweit beim Kauf für den Endkonsum erhoben. Grundsätzlich un-
terliegen auch Online-Händler der Abgabenpflicht, selbst wenn sie grenzüberschreitend ver-
senden und damit unterschiedlich ausgestalteten Abgabensystemen unterliegen. Allerdings 
wird ein Vollzugsdefizit beklagt (Ecommerce News Europe 2017; Röpke 2015).  
3.4. Erweiterte Produzentenverantwortung 
Erweiterte Produzierendenverantwortung oder Extended Producer Responsibility (EPR) um-
fasst eine Vielzahl von politischen Instrumenten, beispielweise Pfandsysteme, Recycling Pro-
gramme oder die Delegation der operativen Entsorgungsverantwortung an dritte Dienstleis-
tende. Allen EPRs wohnt die Idee inne, den Produzierenden eine größere finanzielle oder auch 
operative Verantwortung für die Umweltauswirkungen ihrer Produkte entlang der Wertschöp-
fungskette zukommen zu lassen. Auf diesem Weg sollen die anfallenden Umweltauswirkun-
gen und die damit verbundenen Kosten der Entsorgung nicht länger den Kommunen angelas-
tet werden, die Entsorgungsrate verringert sowie die Recyclingquote erhöht werden (OECD 
2016a). EPRs lassen sich in vier grobe Kategorien einordnen, wobei vielerorts Kombinationen 
davon Anwendung finden (OECD 2016a, 21f):  
• Rücknahmeverpflichtungen 
• ökonomische Anreizmechanismen (Pfandsysteme, vorgezogenen Entsorgungsge-
bühre, Materialabgaben, vorgelagerte Kombination aus Abgabe und Anreiz) 
• Ordnungsrecht (bspw. Performance-Standards) 
• Informationsinstrumente  
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EPRs finden sich in allen EU MS, hauptsächlich für Altautos, WEEE (siehe auch 3.3), Batterien 
und Verpackungen (siehe auch 3.2) und in Form von Rücknahmeverpflichtungen, vorgezoge-
nen Entsorgungsgebühren, Pfandsysteme sowie der Delegation der Verwertung an Drittan-
bieter (Cahill et al. 2011; EEA 2016g; IEEP 2014; Monier et al. 2014, 10f.; OECD 2016a, 2016c; 
Watkins et al. 2017).  
In Deutschland bestehen gegenwärtig EPRs in Form von Rücknahmeverpflichtungen für Öle, 
Fahrzeuge, Verpackungen, WEEE, Batterien und Agrarfolie (Kaffine & O’Reilly 2015, 36; 
Monier et al. 2014, 11). Nicht über EPRs geregelt sind in Deutschland Altreifen, Grafikpapier 
und medizinischer Abfall, wozu in vielen anderen MS EPRs eingesetzt werden. Über diese 
Produktgruppen hinaus, wenden einzelne MS EPRs auf weiteren Produktfeldern an. Beson-
ders Frankreich regelt eine Reihe weiterer Produktgruppen über EPRs, wie zum Beispiel Klei-
dung, Möbel und Büroausstattung. 
In einer groß angelegten Studie von unter anderem Deloitte für die EU Generaldirektion Um-
welt, wurden die verschiedenen Formen von EPRs in wesentlichen Produktgruppen in den EU 
MS hinsichtlich ihrer Kosteneffektivität untersucht. Dabei konnte gezeigt werden, dass nicht 
zwingend die teuersten EPRs die besten Ergebnisse liefern (im Sinne der Abgaben, welche 
Produzenten zu zahlen haben im Verhältnis zu den erreichten Recycling- oder Rückgewin-
nungsraten) (Monier et al. 2014).  
Aus der Literatur lassen sich zentrale Leitlinien für die Ausgestaltung von EPRs abgeleitet, um 
verbreiteten Problemen wie diffuser Zielsetzung, unzureichendem Monitoring sowie mangel-
hafter Durchsetzung und Free-Riding zu begegnen (Cahill et al. 2011; Monier et al. 2014; 
OECD 2016a; Sanz et al. 2017). Diese Leitlinien umfassen die klare Definition der EPR, eine 
eindeutige Verantwortungsaufteilung der beteiligten Akteure in der EPR sowie eine klare und 
messbare Zielsetzung. Außerdem ist sicherzustellen, dass die EPR mindestens die vollen Net-
tokosten der Sammlung und Verwertung der erfassten Produkte abdeckt und eine Gleichbe-
handlung aller Akteure im Markt inkl. Monitoring und potenzieller Sanktionierung gewährleistet 
ist. MS (inkl. der kommunalen Behörden, siehe Cahill et al. 2011) sowie die betroffene Industrie 
sind in der Umsetzung und dem Monitoringprozess miteinzubeziehen. Darüber hinaus sind die 
Kosten und Ergebnisse der EPR öffentlich nachvollziehbar zu machen und eine EU Harmoni-
sierung von EPR Verfahren ist anzustreben. 
Neben weiteren Produktgruppen, auf welche EPRs in D angewendet werden könnten, sind 
diese Leitlinien von besonderer Relevanz für Deutschland, da es bei keiner der betrachteten 
Produktgruppen (zu welchen es in D EPRs gibt) einen der Spitzenplätzen der Kosteneffektivi-
tät belegen konnte (Monier et al. 2014). 
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3.5. Freiwillige Selbstverpflichtungen 
Freiwillige Selbstverpflichtungen (FSV) bieten die Möglichkeit, dass wirtschaftliche Akteure ei-
genverantwortlich, an Stelle von staatlicher Regulierung, bestimmte Ziele in Form einer Ver-
handlungslösung anstreben (BMUB 2011; Deutscher Bundestag 2016, 4). Dazu ist zu bemer-
ken, dass der Begriff „freiwillig“ in vielen Fällen nicht ganz zutreffend ist, da entsprechende 
Selbstverpflichtungen in vielen Fällen in Reaktion auf gesellschaftlichen, politischen Druck o-
der auch auf wirtschaftlichen Konkurrenzdruck hin implementiert werden (Sullivan 2005, 4). 
FSV kommen vornehmlich im Umweltbereich zum Einsatz. Die Verhandlungslösung kann auf 
Basis von Verträgen, Abkommen oder rechtlich unverbindlichen Absprachen zu Stande kom-
men. Die Wirtschaftsverbände oder Unternehmen verpflichten sich darin (meist gegenüber 
dem Staat), konkrete umweltpolitische Ziele zu erreichen und legen fest, wie der Nachweis 
über die Einhaltung geführt werden soll. 
In Deutschland finden aktuell bereits einige FSV mit ProgRess Bezug seitens verschiedener 
Wirtschaftssektoren Anwendung: beispielweise zur Verringerung des Verbrauchs von Kunst-
stofftragetaschen, zur Steigerung der Recyclingquote von Altpapier oder zur konsequenteren 
und einheitlicheren Kennzeichnung von Einwegflaschen (Deutscher Bundestag 2016). Dar-
über hinaus besteht eine FSV verschiedener Bundesministerien zur ressourceneffizienteren 
Beschaffung (EEA 2016d).  
In einigen MS finden sich innovative Ansätze freiwilliger Selbstverpflichtungen, welche über 
die in Deutschland bestehenden Ansätze hinausgehen. In Frankreich betrifft dies im Beson-
deren den Abdeckungsgrad weiterer Wirtschaftsakteure in ProgRess-relevanten Sektoren, 
welche vermehrte RE Ambitionen in freiwillige Selbstverpflichtungen festgeschrieben haben. 
Diese umfassen Handel, pharmazeutische Industrie, Krankenhäuser, Telekommunikationsun-
ternehmen, Straßen- und Städtebau sowie den Bau und die Wartung öffentlicher Infrastruktur 
im Allgemeinen (EEA 2016c; Umweltminsterium FR 2016). Diese Sektoren haben sich, neben 
anderen ökologischen Zielsetzungen wie Energieeffizienz und CO2 Emissionsreduktion, zu ei-
ner effizienteren Nutzung von Material und Rohstoffen verpflichtet. Dabei wurden in den ge-
nannten Sektoren unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt, zwischen verringerter Ressourcen-
nutzung, Wiederverwertung, Recycling und Wiederherstellung. So enthält beispielweise die 
FSV des französische Straßenbausektor ein Langfristziel von 100% recycelter Straßen und 
Direktrecycling vor Ort auf der Baustelle (Routes de France 2010).  
Lettland hat für Produzierende in Form von FSV die Möglichkeit geschaffen, von der landes-
weiten Ressourcensteuer (siehe 3.1) ausgenommen zu werden, wenn sie für die Sammlung 
und Verwertung nach gesetzlichen Standards von Materialen wie Verpackungsmüll, Wegwerf-
geschirr, Schmieröl, Ölfilter, Reifen, Batterien, Akkumulatoren, WEEE sowie ausrangierten 
Personenkraftwagen selbst aufkommen (EEA 2016e). Dies wird in der FSV zwischen dem 
produzierenden Gewerbe und dem lettischen Umweltministerium vertraglich festgehalten. 
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Wenn die Wiederaufbereitung oder das Recycling nicht den gesetzlichen Standards und Ziel-
setzungen entsprechen, wird die landesweite Ressourcensteuer in zehnfacher Höhe für das 
unsachgemäß verwertete Material erhoben. Im Unterschied zu anderen FSV gibt es also eine 
konkrete Sanktion, wenn diese nicht eingehalten wird.  
Auch in Großbritannien haben verschiedene Wirtschaftssektoren FSV unter RE Gesichtspunk-
ten im Rahmen des „Waste and Rescources Action Plan“ (WRAP 2017b) vereinbart (EEA 
2016f, 27f.). Diese FSV umfassen Bekleidung, Lebensmittel und zugehörige Verpackungen 
sowie elektrische und elektronische Geräte. Die erste FSV wurde 2005 mit britischen Lebens-
mittelerzeugern und –handel vereinbart, womit eine RE Steigerung der Lebensmittelverpa-
ckungen von gut 10% bis 2014 realisiert werden konnte. In einer anschließenden FSV sollen 
bis 2025 weiter RE Gewinne von 20% erreicht werden (WRAP 2017a). Im Rahmen des WRAP 
ist auch der britische Sustainable Clothing Action Plan (SCAP) verortet, worin sich 2015 50% 
des britischen Kleidungssektors, neben anderen Umweltzielen, zu einer RE Steigerung von 
3,5% bis 2020 bekannt haben. Erste Auswertungen konnte eine geringe RE Steigerung (0,8%) 
nachweisen (WRAP 2017c). Zukünftig wird eine Integration des SCAP in den in der Entste-
hung befindlichen „European Clothing Action Plan“ (ECAP 2017) angestrebt. Auch die briti-
sche Elektrobranche hat sich 2015 Rahmen von im WRAP in dem sektorspezifischen „Electri-
cal and Electronic Equipment Sustainability Action Plan“ zu RE verpflichtet (EEA 2016f, 28). 
Als Handlungsfelder sind RE Produktdesign, Kundeninformationen für eine längere Nutzungs-
dauer bzw. Reparatur, verringerte Produktretouren, RE Geschäftsmodelle sowie gesteigerte 
Wertschöpfung über Wiederverwertung und Recycling identifiziert. Konkrete Indikatoren wur-
den in diesem Rahmen bisher nicht erarbeitet. 
Für die Ausgestaltung von FSV von staatlicher Seite lassen sich folgende Leitlinien identifizie-
ren (Hirschnitz-Garbers et al. 2015).  
• Die FSV sollte langfristig angelegt sein, ggf. auf bestehende Initiativen aufbauen und 
in enger Zusammenarbeit mit entsprechenden Sektororganisationen und zentralen Un-
ternehmen erarbeitet werden. 
• Diskretion im Umgang mit vertraulichen Unternehmensinformationen ist zu gewährleis-
ten. 
• Messbare Ziele sollten in für den Sektor relevanten Größen festgeschrieben werden, 
z. B. eher pro Produktionseinheit als pro Emissionsausstoß. 
• Verantwortliche Ansprechpartner auf beiden Seiten festlegen. 
• Trainings, standardisierte Anwendungen, Netzwerke verschiedener FSV sowie Bei-
spiele guter Praxis für die Zielerreichung bereitstellen. 
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3.6. Bildungsmaßnahmen 
In einer der drei Datenquellen, welche als Grundlage der RE Instrumentenrecherche genutzt 
wurden, finden auch vereinzelt Bildungsmaßnahmen Erwähnung, mit deren Hilfe RE Bewusst-
sein in der Lehre verankert bzw. verstärkt werden soll. So listet der EEA 2016 Report „More 
from less — material resource efficiency in Europe“ einige Beispiele von europäischen Län-
dern, welche neben anderen RE Instrumenten Bildungsschwerpunkte gesetzt haben (EEA 
2016g, 74). Diese umfassen beispielweise den spanischen Abfallplan und die tschechischen 
Initiative zu Sekundärrohstoffwirtschaft, in welchen Bildungsmaßnahmen zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft eine zentrale Rolle zukommt. In den Länderprofilen des EEA Report finden 
sich weitere Bildungsmaßnahmen, zum Beispiel Ökodesign Bildungsprogramme in Flandern 
(EEA 2016a, 29), Großbritannien (EEA 2016f), Kroatien (EEA 2016b, 15) und Lettland (EEA 
2016e, 16). 
Die RE Bildungsmaßnahmen in anderen EU MS bieten aber augenscheinlich wenig Innovati-
onspotenzial für D angesichts der vorhandenen Vielzahl von Angeboten zum Thema in unter-
schiedlichen Bildungskontexten in D, welche nicht zuletzt im Netzwerk „Bildung für Ressour-
censchonung und Ressourceneffzienz – BilRess“ (BilRess 2017) Bündelung finden. 
4. Fazit  
Auch wenn Deutschland auf der strategischen Ebene hinsichtlich einer umweltorientierten Ef-
fizienzpolitik eine Vorreiterrolle einnimmt, lassen sich auf der instrumentellen Ebene einige 
Innovationen unter EU Mitgliedsstaaten ausmachen, die auch hierzulande Anwendung finden 
können. Der wichtigste Befund der Erhebung ist, dass alle anderen EU MS preisbasierte In-
strumente verwenden, von denen belastende ökonomische Anreize ausgehen. Die Hälfte der 
EU MS hat Abgaben auf die Extraktion von Baustoffen eingeführt. Bei einigen MS wird dabei 
von offenbar erheblichen Lenkungswirkungen berichtet. Diese Lenkungswirkungen lassen 
sich zwar nicht alleine den Abgaben zurechnen, weil weitere Instrumente wie Deponierungs-
verbote oder Öffentliche Beschaffung mit einer Präferenz für Recyclingbaustoffe in eine ähnli-
che Richtung wirken. Dennoch lässt sich festhalten, dass es erhebliche Potentiale gibt um 
Materialeinsatz zu reduzieren, die Nutzung von Recyclingbaustoffen zu fördern und damit eine 
Reihe von positiven ökologischen Folgewirkungen zu erzielen. Demgegenüber wird in 
Deutschland eine Förderabgabe offenbar nur von wenigen Bundesländern auch auf Baustoffe 
angewandt (D-EITI 2016).  
Für die Implementierung einer Primärbaustoffsteuer mit ökologischem Steuerungseffekt in 
Deutschland bieten sich zwei Varianten an: eine bundesweite Primärbaustoffsteuer oder eine 
Reform der länderspezifischen Feldes- und Förderabgaben (Bahn-Walkowiak et al. 2012; 
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Buchert et al. 2016; Zerzawy & Fiedler 2016). Die Einführung einer deutschen Primärbau-
stoffsteuer wäre mit dem Verfassungs- sowie dem Europa- und Welthandelsrecht vereinbar 
(Keimeyer et al. 2013). Ob dies im Lichte des Urteils des BverfG zur Kernbrennstoffsteuer 
noch trägt, wäre zu prüfen – in dem Urteil wird davon ausgegangen, dass Produktionsmittel 
nicht besteuert werden dürfen, ob Baustoffe solche sind oder dem Endverbrauch zuzurechnen 
sind, wäre zu untersuchen. Mit den Feldes- und Förderabgaben der Länder gäbe es allerdings 
eine Grundlage, hier wäre jedoch sicherzustellen, dass diese erstens flächendeckend und 
zweitens in einer Höhe erhoben werden, von denen eine Lenkungswirkung ausgeht. Bei der 
Ausgestaltung ist außerdem das Zusammenwirken mit anderen ressourcenpolitischen Instru-
menten zu berücksichtigen, wie beispielweise einem verbesserten Raumplanungsrecht 
(Buchert et al. 2016). 
Auf diesem Weg könnte eine Ressourcenschonung von Primärbaustoffen erreicht werden, 
gemeinsam mit einer Förderung von Sekundärmaterialien und technologischer Innovationen 
sowie der verstärkten Erhaltung von Gebäude- und Infrastrukturbeständen. 
Auch hinsichtlich Abgaben auf Verpackungsmaterialien und Elektrogeräten nimmt Deutsch-
land keine Vorreiterrolle ein. Die Ausgestaltung hierzulande zielt darauf ab die unmittelbaren 
Entsorgungskosten zu decken, nicht jedoch auf eine Steuerungswirkung zugunsten umwelt-
freundlicher Alternativen.  
In Deutschland gibt es zwar eine Reihe von Produktgruppen, die bereits einer erweiterten Pro-
duzentenverantwortung unterliegen. Andere Mitgliedsstaaten zeigen aber auf, dass die damit 
verbundenen marktbasierten und regulatorischen Instrumente auf weitere Produktgruppen 
ausgeweitet werden können. Zu nennen sind die Kleidung, Möbel oder Büroausstattungen. 
Zudem zeigen vergleichende Studien zur Ausgestaltung von EPR Systemen die Potentiale zur 
Verbesserung der Kosteneffektivität in Deutschland auf.  
Auch mit dem Instrument der freiwilligen Selbstverpflichtung von Unternehmensverbänden 
gibt es in Deutschland im Bereich der Ressourcenschonung bereits Erfahrungen. Die Beispiele 
aus anderen EU MS zeigen aber, dass eine Ausweitung auf weitere Handlungsfelder möglich 
ist. So könnten für weitere Produktgruppen (z.B. Kleidung, Möbel, Elektrogeräte) Vereinbarun-
gen zu RE Produktdesign, Kundeninformationen für eine längere Nutzungsdauer bzw. Repa-
ratur, verringerte Produktretouren, RE Geschäftsmodelle sowie gesteigerte Wertschöpfung 
über Wiederverwertung und Recycling getroffen werden.  
Die Betrachtung der anderen EU MS hinsichtlich ressourcenpolitischer Innovationen hat zur 
Folge, dass erstens hinsichtlich ökonomischer Strukturen und deren Regulierung vergleich-
bare Länder betrachtet werden. Zweitens sind die gleichen europarechtlichen Rahmenbedin-
gungen für einen eventuellen Grenzausgleich gegeben, um eventuelle Mehrkosten (und damit 
verbundenen befürchteten Wettbewerbsnachteile) auszugleichen. Insbesondere bei Abgaben 
auf Baustoffe werden von mehreren Mitgliedsstaaten europa- und handelsrechtskompatible 
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Regelungen zum Grenzausgleich praktiziert. Insoweit grenzüberschreitender (online) Handel 
betroffen ist, können auch national unterschiedliche Regelungen durchgesetzt werden.  
Insgesamt verweist der Blick auf die anderen Mitgliedsstaaten auf erhebliche Handlungsspiel-
räume bei der Einführung weiterer ressourcenpolitischer Instrumente, die vor dem Hintergrund 








Tabelle 1: Primärbaustoffabgaben in den EU MS 
EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 




(für Kies und 
Sand) 
0.05–0.15€/m3 















                                               
3 Für detaillierte Liste, siehe Retsinformation (2013) 
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EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 
















50% frei in lokale Bud-
gets, 50% Umweltschutz 
in nationales Budget 
Finnland Gebühr/Beitrag Soil abstraction 
control fee 




Frankreich Steuer Tax on extracted 
minerals 
1999 Kies 0.20€/ton Finanzministe-
rium 
Nationales Budget 
Kroatien Gebühr/Beitrag Extraction 
charge 
1996 Kies, Sand 
 




Geteilt zwischen lokalen 
Regierungen und natio-
naler Regierung, Zweck: 
wirtschaftliche Entwick-
lung und Umweltschutz 




                                               
4 Für detaillierte Liste, siehe Riigi Teataja (2014) 
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EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 




















1995 k. A. k. A. Nationales Um-
weltministerium 
k. A. 
Litauen Gebühr/Beitrag Minerals extrac-
tion charges 
 




0.04–0.22 €/m3 Nationales Fi-
nanzministerium 
Laut Speck et al. 2001, 
193: Zentrales Budget 
                                               
5 Für detaillierte Liste, siehe Hogg et al. (2016b, 529) 
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EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 










699€/Jahr Malta Resource 
Authority (MRA) 
k. A. 
Steuer Cement tax 2011 Zement (grauer 
Portlandzement 
ausgenommen) 
27€/t seit 2014  k. A. 
Schweden Steuer Natural gravel 
tax 
1996 Kies, Sand, 
Bruchstein 
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EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 
Slowakei Gebühr/Beitrag Mineral mining 
charge 
2002 Mineralstoffe k. A. k. A. Slowakischer Umwelt-
fonds  
Tschechien Gebühr/Beitrag Fee for extrac-
ted minerals 





nen, inkl. Mining 
office board 
25% für Renaturierung 
von Minen, Rest allge-
meines Budget 
Payments for 
the use of min-
ing areas 
1991 Mineralstoffe 3.63 - 36.31€ 
pro Hektar 
100% Budget der lokalen 
Regierung 




k. A. Mineralstoffe, 
Gas und Öl 
2-12% des 
Marktwertes, z. 





Großbritannien Gebühr/Beitrag Aggregate Levy 2002 Sand, Kies und 
Natursteine 
2.30 €/t Steuerbehörde 
(HMRC) 
Ein Teil in Nachhaltig-
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EU Mitgliedstaat Abgabeform Name Einführungsjahr Erfasste Stoffe Abgabehöhe Verwaltungs-
instanz 
Verwendung 
des Abbaus und Verwen-
dung von Recyclingmate-
rialien 
Anderer Teil zur Finan-
zierung geringerer Arbeit-
geberbeiträge 
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